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Kleine Anfrage
des Abg. Alexsei Zimmer AfD

und

Antwort
des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 

Auswirkungen des Stufenmodells des Kohlendioxidkosten-
aufteilungsgesetzes auf schrittweise energetische Modernisie-
rungen von Mehrfamilienhäusern

K l e i n e  A n f r a g e

Ich frage die Landesregierung:

1.	�Welche Veränderung des prozentualen Vermieteranteils an den Kohlendioxid-
kosten tritt nach § 5 des Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetzes ein, wenn ener-
getische Modernisierungsmaßnahmen den spezifischen Kohlendioxidausstoß 
eines zentral mit Wärme versorgten Mehrfamilienhauses verringern, das Ge-
bäude nach Durchführung der Maßnahmen jedoch derselben Stufe der Anlage 
zum Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetz zugeordnet bleibt?

2.	�Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung darüber vor, in welchem Um-
fang sich die vom Vermieter zu tragenden absoluten Kohlendioxidkosten infolge 
einer energetischen Modernisierung verringern, wenn der spezifische Kohlen-
dioxidausstoß des Gebäudes sinkt, der prozentuale Vermieteranteil wegen des 
Verbleibs in derselben Stufe jedoch unverändert bleibt?

3.	�Welche Untersuchungen oder Modellrechnungen liegen der Landesregierung 
dazu vor, in welchem Verhältnis die Investitionskosten schrittweiser energeti-
scher Modernisierungen zu der daraus resultierenden Verringerung der vom Ver-
mieter zu tragenden Kohlendioxidkosten stehen, solange durch die Maßnahmen 
keine niedrigere Stufe erreicht wird?

4.	�Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung darüber vor, wie häufig ener-
getische Modernisierungen einzelner Wohnungen oder Gebäudeteile in zentral 
beheizten vermieteten Mehrfamilienhäusern in Baden-Württemberg zu einer 
Verringerung des spezifischen Kohlendioxidausstoßes führen, ohne dass das 
Gesamtgebäude dadurch einer niedrigeren Stufe zugeordnet wird?

5.	�Welche Daten liegen der Landesregierung zur Verteilung der vom Kohlendi-
oxidkostenaufteilungsgesetz erfassten vermieteten Wohngebäude in Baden-
Württemberg auf die zehn gesetzlichen Stufen sowie zu deren Abstand von den 
jeweiligen Stufengrenzen vor?
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  6. �Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung darüber vor, in welchem Um-
fang sich die Einstufung baulich unveränderter zentral beheizter Mehrfamilien-
häuser infolge von Witterung, Belegung, Leerstand oder verändertem Energie-
verbrauch der Nutzer zwischen einzelnen Abrechnungsjahren verändert?

  7. �Welche Untersuchungen oder Modellrechnungen liegen der Landesregierung 
vor, die quantifizieren, in welchem Umfang der für die Einstufung maßgebliche 
spezifische Kohlendioxidausstoß eines zentral beheizten Mehrfamilienhauses 
auf den energetischen Gebäudezustand und die Anlagentechnik einerseits sowie 
auf Witterung, Belegung und Nutzerverhalten andererseits zurückzuführen ist?

  8. �Welche Erkenntnisse aus der im Jahr 2026 veröffentlichten Evaluation des 
Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetzes liegen der Landesregierung speziell zur 
Lenkungswirkung bei schrittweisen energetischen Modernisierungen vor, die 
den spezifischen Kohlendioxidausstoß verringern, ohne zu einem Wechsel der 
gesetzlichen Stufe zu führen, unter Angabe der entsprechenden Fundstellen?

  9. �Welche Untersuchungen oder Modellrechnungen hat die Landesregierung ver-
anlasst oder ausgewertet, in denen das bestehende Stufenmodell mit einer kon-
tinuierlichen oder gleitenden Veränderung des Vermieteranteils beziehungs-
weise anderen Modellen zur Berücksichtigung schrittweiser energetischer 
Verbesserungen verglichen wird?

10. �Welche konkreten Vorschläge verfolgt die Landesregierung gegenüber dem 
Bund oder im Bundesrat zur Berücksichtigung schrittweiser energetischer 
Modernisierungen und der Wirkung fester Stufengrenzen bei der Weiterent-
wicklung des Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetzes?

4.10.2026

Alexsei Zimmer AfD

B e g r ü n d u n g

Das Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetz soll die Kohlendioxidkosten zwischen 
Mietern und Vermietern entsprechend ihren jeweiligen Verantwortungsbereichen 
und Einflussmöglichkeiten verteilen. Zugleich sollen Gebäudeeigentümer zu In-
vestitionen in klimaschonende Heizsysteme und zu energetischen Sanierungen an-
gereizt werden. Bei zentral mit Wärme versorgten Wohngebäuden wird hierzu der 
jährliche Kohlendioxidausstoß des gesamten Gebäudes je Quadratmeter Wohnflä-
che ermittelt und einer von zehn Stufen zugeordnet.

Werden Mehrfamilienhäuser schrittweise energetisch modernisiert, können ein-
zelne Wohnungen oder Gebäudeteile bereits deutlich verbessert sein, ohne dass das 
Gesamtgebäude eine niedrigere Stufe erreicht. Die absoluten Brennstoff- und Koh-
lendioxidkosten können dadurch sinken, während der prozentuale Vermieteranteil 
innerhalb derselben Stufe unverändert bleibt. Die Anfrage soll deshalb klären, 
welche zusätzliche Lenkungswirkung das Stufenmodell bei solchen Investitionen 
entfaltet und welche Erkenntnisse hierzu für Baden-Württemberg vorliegen.

Die im Jahr 2026 veröffentlichte Evaluation des Kohlendioxidkostenaufteilungs-
gesetzes befasst sich mit der Lenkungswirkung der Kostenaufteilung und mögli-
chen Anpassungen der Stufen. § 10 des Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetzes 
sieht die regelmäßige Prüfung der Stufenaufteilung auf ihre Lenkungswirkung vor. 
Vor diesem Hintergrund sollen auch die Auswirkungen fester Stufengrenzen sowie 
mögliche Einflüsse von Witterung, Belegung und Nutzerverhalten auf die Einstu-
fung untersucht werden.
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A n t w o r t

Mit Schreiben vom 26. Oktober 2026 Nr. UM6-0141.5-75/6/2 beantwortet das 
Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft die Kleine Anfrage wie 
folgt:

1. �Welche Veränderung des prozentualen Vermieteranteils an den Kohlendioxid-
kosten tritt nach § 5 des Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetzes ein, wenn ener-
getische Modernisierungsmaßnahmen den spezifischen Kohlendioxidausstoß 
eines zentral mit Wärme versorgten Mehrfamilienhauses verringern, das Ge-
bäude nach Durchführung der Maßnahmen jedoch derselben Stufe der Anlage 
zum Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetz zugeordnet bleibt?

2. �Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung darüber vor, in welchem Um-
fang sich die vom Vermieter zu tragenden absoluten Kohlendioxidkosten infolge 
einer energetischen Modernisierung verringern, wenn der spezifische Kohlen-
dioxidausstoß des Gebäudes sinkt, der prozentuale Vermieteranteil wegen des 
Verbleibs in derselben Stufe jedoch unverändert bleibt?

Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beant-
wortet.

Die Änderung der Kohlendioxidkosten für das gesamte Gebäude vermieterseitig 
bei Maßnahmen, die zu einer Reduktion des Kohlendioxidausstoßes führen, ohne 
die Stufe der prozentualen Aufteilung zu wechseln, lassen sich gemäß der folgen-
den Formel berechnen
(Δm: �eingesparte Masse des Kohlendioxid in Tonnen, p: Preis pro Tonne Kohlendioxid): 

absolute,vermieterseitige Einsparung der Kohlendioxidkosten für das Gebäude 
= (∆mCO2*pKost-CO2) * (Vermieter - Anteil gemäß der Anlage)

Soweit gewünscht lässt sich aus der absoluten Einsparung auch die prozentuale 
Einsparung berechnen, wenn diese in Verhältnis zu den bisherigen absoluten Koh-
lendioxidkosten gesetzt wird.

In einem Mehrfamilienhaus mit nur einem Eigentümer oder einer Eigentümerin, 
der bzw. die gleichzeitig als Vermieterin oder Vermieter zu sehen ist, entsprechen 
die so berechneten Einsparungen denen der Vermieterin bzw. des Vermieters. Han-
delt es sich um eine Eigentümergemeinschaft, sind diese entsprechend der Eigen-
tumsverhältnisse aufzuteilen.

3. �Welche Untersuchungen oder Modellrechnungen liegen der Landesregierung 
dazu vor, in welchem Verhältnis die Investitionskosten schrittweiser energeti-
scher Modernisierungen zu der daraus resultierenden Verringerung der vom 
Vermieter zu tragenden Kohlendioxidkosten stehen, solange durch die Maßnah-
men keine niedrigere Stufe erreicht wird?

4. �Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung darüber vor, wie häufig ener-
getische Modernisierungen einzelner Wohnungen oder Gebäudeteile in zentral 
beheizten vermieteten Mehrfamilienhäusern in Baden-Württemberg zu einer 
Verringerung des spezifischen Kohlendioxidausstoßes führen, ohne dass das 
Gesamtgebäude dadurch einer niedrigeren Stufe zugeordnet wird?

6. �Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung darüber vor, in welchem Um-
fang sich die Einstufung baulich unveränderter zentral beheizter Mehrfamilien-
häuser infolge von Witterung, Belegung, Leerstand oder verändertem Energie-
verbrauch der Nutzer zwischen einzelnen Abrechnungsjahren verändert?
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7. �Welche Untersuchungen oder Modellrechnungen liegen der Landesregierung 
vor, die quantifizieren, in welchem Umfang der für die Einstufung maßgebliche 
spezifische Kohlendioxidausstoß eines zentral beheizten Mehrfamilienhauses 
auf den energetischen Gebäudezustand und die Anlagentechnik einerseits sowie 
auf Witterung, Belegung und Nutzerverhalten andererseits zurückzuführen ist?

9. �Welche Untersuchungen oder Modellrechnungen hat die Landesregierung ver-
anlasst oder ausgewertet, in denen das bestehende Stufenmodell mit einer konti-
nuierlichen oder gleitenden Veränderung des Vermieteranteils beziehungsweise 
anderen Modellen zur Berücksichtigung schrittweiser energetischer Verbesse-
rungen verglichen wird?

Fragen 3, 4, 6, 7 und 9 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.

Es wird auf die Gesetzesbegründung des Bundes in der Bundestags-Drucksache 
20/3172 verwiesen. Darüber hinaus liegen der Landesregierung keine Erkenntnisse 
vor und es wurden keine Untersuchungen durch die Landesregierung veranlasst.

5. �Welche Daten liegen der Landesregierung zur Verteilung der vom Kohlendioxid-
kostenaufteilungsgesetz erfassten vermieteten Wohngebäude in Baden-Württem-
berg auf die zehn gesetzlichen Stufen sowie zu deren Abstand von den jeweiligen 
Stufengrenzen vor?

Die Kenntnis der Verteilung der Gebäude auf die gesetzlichen Stufen erfordert die 
Kenntnis über den gesamten Gebäudebestand. Diese ist aufgrund der noch fehlen-
den Gebäudedatenbank nicht gegeben. Daher liegen der Landesregierung zu dieser 
Frage keine Daten vor. 

8. �Welche Erkenntnisse aus der im Jahr 2026 veröffentlichten Evaluation des 
Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetzes liegen der Landesregierung speziell zur 
Lenkungswirkung bei schrittweisen energetischen Modernisierungen vor, die 
den spezifischen Kohlendioxidausstoß verringern, ohne zu einem Wechsel der 
gesetzlichen Stufe zu führen, unter Angabe der entsprechenden Fundstellen?

Es handelt sich um ein Bundesgesetz, welches vom Bund evaluiert wurde. Die 
Landesregierung hat darüber hinaus keine weiterführende Auswertung dieser Eva-
luierung vorgenommen.

10. �Welche konkreten Vorschläge verfolgt die Landesregierung gegenüber dem 
Bund oder im Bundesrat zur Berücksichtigung schrittweiser energetischer 
Modernisierungen und der Wirkung fester Stufengrenzen bei der Weiterent-
wicklung des Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetzes?

Die Landesregierung hat sich im Rahmen des Novellierungsprozesses des Bundes 
im Sommer 2026 für eine Reduzierung des bürokratischen Aufwandes zur Auftei-
lung der Kosten ausgesprochen.

In Vertretung

Dr. Baumann
Staatssekretär


